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(2) Die Leiter von Betrieben haben bei Herstellung bzw. 
Errichtung von überwachungspflichtigen Anlagen in Serie 
oder in größeren Stückzahlen eine Typzulassung bei der zu­
ständigen Inspektion der Technischen Überwachung zu be­
antragen.

(3) Für die Erteilung der Typzulassung können zusätzlich 
zur Prüfung der eingereichten Unterlagen gemäß § 6 Abs. 2 
die Prüfung von Funktions- und Fertigungsmustem, von Er­
zeugnissen der Nullserie oder der laufenden Serie sowie Be­
triebserprobungen von der zuständigen Inspektion der Tech­
nischen Überwachung gefordert werden.

(4) Die Typzulassung wird befristet erteilt und kann Fest­
legungen über die Befreiung von weiteren Kontrollen und 
Prüfungen enthalten.

(5) Hat die Technische Überwachung eine Zustimmung bzw. 
Typzulassung erteilt und werden nachträglich wesentliche 
Änderungen an den Unterlagen bzw. Anlagen vorgenommen, 
die den Arbeite- und Havarieschutz beeinträchtigen können, 
sind ihr diese unverzüglich mitzuteilen. Sie entscheidet auf 
Grund der Art und des Umfangs der Änderung, ob eine er­
neute Zustimmung bzw. Ergänzung zur Typzulassung erfor­
derlich ist'

(6) Die Leiter von Betrieben haben bei der Herstellung oder 
Errichtung zu sichern, daß die Konstruktions- und Fertigungs­
mängel, die sich beim Betreiben der überwachungspflichtigen 
Anlagen herausstellen, in der weiteren Produktion abgestellt 
werden. Über die aufgetretenen Mängel und die Art ihrer 
Abstellung ist ein Nachweis zu führen. Bei Mängeln, die den 
Arbeite- und Havarieschutz wesentlich beeinträchtigen, haben 
sie zu veranlassen, daß die Leiter von Betrieben, die solche 
überwachungspflichtigen Anlagen betreiben, von dem Erfor­
dernis der Mängelbeseitigung unverzüglich unterrichtet wer­
den. Es sind geeignete Maßnahmen zur Abstellung dieser 
Mängel bekanntzugeben, und gleichzeitig ist die Technische 
Überwachung über die Art der Mängel und deren Beseitigung 
in Kenntnis zu setzen. Festlegungen zur Informationspflicht 
gegenüber anderen Kontrollorganen bleiben hiervon unbe­
rührt.

(7) Die Leiter von Betrieben, die überwachungspflichtige 
Anlagen hersteilen oder errichten, haben zu sichern, daß die 
Ausführungs- und Änderungsunterlagen aufbewahrt werden. 
Die übergebenen Unterlagen müssen zum Zeitpunkt der Liefe­
rung bzw. Übergabe mit der gelieferten oder errichteten 
Anlage übereinstimmen.

§ 8

Inbetriebnahme und Betreiben

(1) Die Leiter von Betrieben, die überwachungspflichtige 
Anlagen hersteilen bzw. errichten, für die eine Zustimmung 
zur Inbetriebnahme festgelegt ist, haben 3 Wochen vor Auf­
nahme des Dauerbetriebes die Zustimmung zur Inbetrieb­
nahme zu beantragen. Der Antrag ist an die Inspektion der 
Technischen Überwachung zu richten, in deren Zuständigkeits­
bereich die Anlage betrieben werden soll. Die Technische 
Überwachung kann mit der Zustimmung zum Projekt oder 
zur Herstellung bzw. Errichtung festlegen, daß vor der Inbe­
triebnahme von Teilanlagen, der Durchführung von Funk­
tionsproben oder dem Probebetrieb eine gesonderte Zustim­
mung zur Inbetriebnahme erforderlich ist. Festlegungen zur 
Zustimmung durch andere Kontrollorgane bleiben hiervon 
unberührt.

(2) Zur Erteilung der Zustimmung zur Inbetriebnahme sind 
insbesondere folgende Unterlagen beizubringen:

— schriftlicher Nachweis, daß die Auflagen der Technischen
Überwachung erfüllt sind,

— durch die Technische Überwachung geprüfte Unterlagen
und Zustimmungen zur Herstellung bzw. Errichtung,

— Prüfbescheide (z. B. Röntgen, Ultraschall, Blitzschutz),

— geforderte Atteste, Zertifikate,

— Bedienungsanweisungen,

— Betriebsvorschriften,

— Wartungs-, Instandsetzungs- und Revisionshinweise,

— Werks- bzw. TKO-Bescheinigungen des Herstellers.

(3) Die Leiter von Betrieben, die überwachungspflichtige 
Anlagen betreiben, haben zu sichern und nachzuweisen, daß 
die sich aus Rechtsvorschriften und der übergebenen Anla­
gendokumentation ergebenden Forderungen des Arbeits- und 
Havarieschutzes ständig eingehalten werden. Mängel, die den 
Arbeits- und Havarieschutz beeinträchtigen und die in der 
technischen Lösung begründet liegen, sind den Leitern von Be­
trieben, die diese Anlagen hersteilen bzw. errichten, unver­
züglich mitzuteilen. Mängel, die zu einer unmittelbaren Ge­
fährdung führen können, sind gleichzeitig der Technischen 
Überwachung mitzuteilen.

(4) Die Leiter von Betrieben, die überwachungspflichtige 
Anlagen betreiben, haben Zu- und Abgänge im Bestand dieser 
Anlagen der zuständigen Inspektion der Technischen Über­
wachung innerhalb von 6 Wochen zu melden. Bei Zugängen 
entfällt diese Pflicht, wenn eine Antragstellung gemäß Abs. 1 
erfolgte.

(5) Die Leiter von Betrieben haben zu sichern, daß bei 
Prüfungen, die die Technische Überwachung im Rahmen ihrer 
staatlichen Überwachungstätigkeit bei überwachungspflichti­
gen Anlagen durchführt, die für diese Prüfungen erforder­
lichen Anlagendokumentationen, Arbeits- und Prüfmittel so­
wie geeignete und qualifizierte Arbeitskräfte zur Verfügung 
stehen und die Anlagen in einem prüffähigen Zustand vor­
gestellt werden.

§9

Bedienen

(1) Die Leiter von Betrieben haben die spezifische Aus- und 
Weiterbildung von Werktätigen zu sichern, wenn für die Be­
dienung überwachungspflichtiger Anlagen in Rechtsvorschrif­
ten der Nachweis einer derartigen Befähigung gefordert ist. 
Die Ausbildung hierzu erfolgt in den von der Technischen 
Überwachung zugelassenen Ausbildungsstätten.

(2) Die Leiter von Betrieben sind verpflichtet, Werktätigen 
das Bedienen von überwachungspflichtigen Anlagen zu unter­
sagen, wenn die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 nicht mehr 
erfüllt sind, insbesondere ihre Kenntnisse oder ihre körper­
liche und geistige Eignung nicht mehr den Anforderungen 
entsprechen. Stellt die Technische Überwachung fest, daß die 
Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Bedienung bei 
Werktätigen nicht vorliegen, kann sie die Leiter von Betrie­
ben beauflagen, das Bedienen durch diese Werktätigen zu 
untersagen.

§10

Instandhaltung

(1) Die Leiter von Betrieben haben durch Instandhaltung 
(Wartung, Revision, Instandsetzung) zu sichern, daß die Ein­
haltung der Forderungen des Arbeits- und Havarieschutzes, 
der Forderungen aus den Anlagendokumentationen sowie be­
trieblichen Dokumenten, insbesondere aus Arbeitsschutzin­
struktionen, beim Betreiben überwachungspflichtiger Anla­
gen gewährleistet ist.

(2) Für die Instandsetzung von überwachungspflichtigen 
Anlagen haben die Leiter von Betrieben eine Zulassung bei 
der Technischen Überwachung zu beantragen, sofern in den 
für den Arbeits- und Havarieschutz geltenden Rechtsvorschrif­
ten eine Zulassung als Voraussetzung gefordert ist.


